
DER FALL  Eine Immobilienmakle-
rin (die spätere Klägerin) erkundigte sich 
im Dezember des Jahres 2010 bei einer 
auf Immobilieninvestitionen speziali-
sierten Unternehmensgruppe nach dem 
Interesse am Kauf einer Gewerbeimmo-
bilie. Bei ihrem Angebot wies die Makle-
rin auf die im Erfolgsfall fällige Provi-
sion in Höhe von drei Prozent des Kauf-
preises plus 19 Prozent Umsatzsteuer hin. 
Die Unternehmensgruppe war interes-
siert, woraufhin die Maklerin wenige 
Tage später detaillierte Informationen 
zum Objekt übermittelte. Der Kaufpreis 
sollte 1,1 Millionen Euro betragen. 

Überdies stellte die Maklerin dem Kauf-
interessenten ihre Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (AGB) zur Verfügung. Unter 
Nummer zehn der AGB hieß es, dass der 
Provisionsanspruch auch entstehe, falls 
der Kaufvertrag zu (Preis-)Bedingungen 
abgeschlossen würde, die vom Angebot 
abwichen. Provision sollte ebenfalls ge-
zahlt werden, so die AGB der Maklerin, 
falls im zeitlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit einem ersten Vertrag 
Erweiterungen oder Ergänzungen zustan-
de kämen, respektive ein gleiches oder 
ähnliches Geschäft abgeschlossen würde.

Ein gutes halbes Jahr später erwarb 
eine Tochter der beklagten Unterneh-
mensgruppe das Objekt für 525.000 
Euro. Ein paar Monate danach stellte die 

Klägerin der Beklagten die Courtage in 
Rechnung – 18.742,50 Euro inklusive 
Umsatzsteuer. Die Käuferin lehnte die 
Bezahlung der Vermittlerprovision ab. 
Argument: Aufgrund der großen Preis-
abweichung sei die wirtschaftliche 
Gleichwertigkeit des angebotenen und 
des zustande gekommenen Kaufvertrags 
nicht gegeben gewesen. Die Klage der 
Maklerin vor dem Landgericht (LG) Bie-
lefeld auf Zahlung der Courtage wurde 
abgewiesen (Aktenzeichen 15 O 70/12). 
Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm als 
Berufungsgericht gab der Maklerin recht 
(Aktenzeichen 18 U 133/12). Der Bundes-
gerichtshof  (BGH) als Revisionsinstanz 
hatte das letzte Wort.

DIE ENTSCHEIDUNG   In der Revi-
sion hob der BGH das Urteil der Beru-
fungsinstanz auf. Zugleich wurde die Ent-
scheidung des LG Bielefeld wieder herge-
stellt. Dies bedeutet: Die Klägerin hat 
keinen Anspruch auf Maklercourtage. 
Der BGH vertrat unter Berufung auf  
Paragraf  652 Absatz 1 Satz 1 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) die Auffassung, dass 
einem Makler die Vergütung nur zusteht, 
sofern der beabsichtigte Vertrag tatsäch-
lich zustande kommt. Führt aber „die Tä-
tigkeit des Maklers zum Abschluss eines 
Vertrags mit anderem Inhalt, so entsteht 
kein Anspruch auf Maklerlohn“. Eine 

Ausnahme von diesem Grundsatz kom-
me noch in Betracht, falls der Käufer mit 
dem tatsächlich abgeschlossenen Vertrag 
wirtschaftlich denselben Erfolg erzielt.

Ausschlag gebend war nach Auffas-
sung des BGH die deutliche Preisdiffe-
renz von mehr als 50 Prozent zwischen 
dem von der Maklerin genannten und 
dem tatsächlichen Kaufpreis. Ein derart 
hoher Preisunterschied dokumentiere 
die mangelnde Kongruenz zwischen 
dem von der Maklerin nachgewiesenen 
und dem später tatsächlich abgeschlos-
senen Kaufvertrag.

DER KOMMENTAR  Die Frage, ob 
der tatsächlich abgeschlossene Vertrag 
mit dem ursprünglich beabsichtigten 
jedenfalls im Wesentlichen noch über-
einstimmt und der Maklerlohn damit 
verlangt werden kann, beschäftigt die 
Gerichte immer wieder. In der Regel 
wird dabei eine Preisdifferenz von 15 
Prozent für unschädlich gehalten. Bei 
darüber hinaus gehenden Abweichungen 
neigt die Recht-
sprechung aber re-
lativ schnell dazu, 
dem Makler den 
Lohnanspruch zu 
versagen. Auch 
dann, falls – wie 
hier – der Kunde 
des Maklers von 
der Kaufpreisdiffe-
renz profitiert. 
Auch andere 
Unterschiede zwi-
schen dem zu-
nächst beabsich-
tigten und später 
zustande gekommenen Vertrag, etwa der 
Erwerb einer kleineren Fläche oder eine 
für den Auftraggeber des Maklers un-
günstigere Ausgestaltung des Vertrags, 
können im Einzelfall durchaus dazu füh-
ren, dass der Anspruch auf die Provision 
nicht entsteht. Dass der Makler diese 
Rechtslage auch durch eine entsprechen-
de AGB-Klausel nicht zu seinen Gunsten 
beeinflussen kann, hat der Bundesge-
richtshof ebenfalls klargestellt.  
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MAKLERCOURTAGE  Muss der Erwerber einer Investment-Immobilie 

dem Vermittler selbst dann eine Provision zahlen, wenn der tatsächliche 

Kaufpreis erheblich unter demjenigen liegt, den der Makler seinerzeit 

beim Nachweis des Objektes genannt hatte? 
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